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Wiederausfuhr von Waffen – aber nicht mit der «Lex Ukraine»
Das Parlament will das Kriegsmaterialgesetz anpassen, ein Kompromiss ist jedoch noch nicht beschlossen

GEORG HÄSLER, BERN

Die Schweiz wird doch nicht in einem
Gesetz das Ende des Ukraine-Kriegs
prophezeien. Der Nationalrat hat am
Donnerstag eine parlamentarische In-
itiative abgelehnt, welche die Wieder-
ausfuhren von Schweizer Kriegsmate-
rial an die Ukraine ermöglichen wollte.
Die Lockerung des Kriegsmaterialgeset-
zes (KMG) wäre allerdings bis auf Ende
2025 beschränkt worden. Ob sich Russ-
land bis dann aus der Ukraine zurück-
gezogen haben wird, kann heute kaum
vorhergesehen werden.

Sprung über eigenen Schatten

Die Sicherheitspolitische Kommission
(SIK) des Ständerats hat sich bereits
gegen diese sogenannte «Lex Ukraine»
ausgesprochen. Trotz der Ablehnung
der Vorlage: Die Mehrheit der politi-
schen Parteien im Parlament wünscht
eine Änderung des KMG, das wenige
Monate vor dem Krieg in der Ukraine

verschärft worden war. Der Bundesrat
hat jede Handlungsfreiheit verloren.

Doch die Landesregierung zuckt trotz
dem russischen Überfall auf die Ukraine
bloss die Schultern: Mit Verweis auf
eine orthodoxe Auslegung der Neutra-
lität verzichtet sie darauf, eine Locke-
rung des KMG mitzugestalten. Das Par-
lament hat deshalb die Initiative über-
nommen und sucht seit Monaten nach
einem Kriegsmaterial-Kompromiss. Die
SVP und die Grünen sperren sich gegen
jede Lösung – mit einer je unterschied-
lichen Interpretation der Neutralität.

Das zwingt die übrigen Parteien zu
einem weiten Sprung über den eigenen
Schatten. Ein Verweis auf das Selbstver-
teidigungsrecht der Ukraine allein reicht
nicht. Eine Koalition von FDP, Mitte,
Grünliberalen und SP glaubt nun, mit
dem «Uniting for Peace» eine mögliche
Zauberformel gefunden zu haben. Die
Wiederausfuhr von Schweizer Waffen
soll in letzter Konsequenz mit der Posi-
tion der Uno-Generalversammlung ver-
bunden werden.

Das heisst konkret:Stimmen zwei Drit-
tel der Uno-Mitglieder für eine Resolu-
tion,die einenAngriffskrieg wie den russi-
schen Überfall auf die Ukraine verurteilt,
dürften Staaten mit ähnlichen Werten
in der Schweiz produzierte Rüstungs-
güter an ein kriegführendes Land weiter-
geben. Das Selbstverteidigungsrecht ge-
mäss Uno-Charta wäre damit so objek-
tiv wie möglich festgestellt. Der Umweg
über die Generalversammlung wäre nö-
tig, falls der Uno-Sicherheitsrat durch das
Veto des Aggressors blockiert ist.

Warten auf den Ständerat

Gegenwärtig sind 12 400 Schuss 35-mm-
Munition für den Fliegerabwehrpanzer
Gepard aus Schweizer Produktion blo-
ckiert, die Deutschland gerne an die
Ukraine liefern würde. Auch Dänemark
sind die Hände gebunden dabei, die
ukrainische Armee mit ausgemusterten
Piranha 3 des Kreuzlinger Herstellers
Mowag zu unterstützen. Ebenfalls abge-
lehnt wurde ein Gesuch aus Spanien um

Weitergabe von Schweizer Bestandteilen
eines Systems zur Luftverteidigung. Das
Verständnis der westlichen Partner für die
Haltung der Schweiz ist arg strapaziert.

Eigentlich hätte am Donnerstag
auch der Ständerat Vorentscheide zur
Änderung des KMG treffen sollen. Die
Debatte über den Mantelerlass für eine
sichere Stromversorgung mit erneuer-
baren Energien zog sich derart in die
Länge, dass die Präsidentin der kleinen
Kammer daran erinnern musste, dass es
sich bei der Beratung nicht um eine Kom-
missionssitzung handle. Die Suche nach
einem Kompromiss befindet sich deshalb
zurzeit auf folgendem Zwischenstand:

� Eine «Lex Selbstverteidigungsrecht».
Eine parlamentarische Initiative der
SIK Ständerat, will die Wiederausfuhren
direkt mit der Uno-Charta verbinden.

� Eine «Lex Uno» in zwei Varianten:
Eine Motion der SIK Nationalrat hat die
grosse Kammer in der Frühlingssession
bereits coupiert und das «Uniting for

Peace» gestrichen. Der Ständerat dürfte
die Vorlage ablehnen. Weiter im Ren-
nen ist eine parlamentarische Initiative
der SIK Nationalrat mit einer ähnlichen
Stossrichtung.

Diese «Lex Uno», die auf der «Lex
Selbstverteidigungsrecht» aufbaut, ist
bereits in der Phase der Umsetzung. Die
SIK Ständerat hat der Vorlage nach der
Anhörung von Experten grundsätzlich
zugestimmt,wünscht aber eine moderate
Ergänzung des Texts. Zuständig ist jetzt
wieder die SIK Nationalrat.

DermöglicheVerkaufvon25stillgeleg-
ten Kampfpanzern Leopard 2 aus Bestän-
den der SchweizerArmee an Deutschland
ist nur indirekt mit den Diskussionen ums
KMG verbunden. Es würde sich um eine
Charmeoffensive der Schweiz gegenüber
den westlichen Partnern handeln. Der
Nationalrat beschliesst über eine Ausser-
dienststellung der Kampfpanzer als Vor-
aussetzung in der dritten Sessionswoche,
falls der parlamentarische Fahrplan nicht
noch mehr aus dem Takt gerät.

Die «Studentinnen-Studie»
wird zum Testfall für die Meinungsfreiheit
Studentenverbände betreiben massiven Aktivismus gegen die Wissenschafterinnen Katja Rost und Margit Osterloh

KATHARINA FONTANA

Auch nach fast vier Wochen hitziger
Debatte geht die Aufregung über die
«Studentinnen-Studie» weiter.Die Sozio-
logieprofessorin Katja Rost und die eme-
ritierte Wirtschaftsprofessorin Margit
Osterloh hatten im Auftrag der Univer-
sität Zürich (UZH) untersucht, warum
so viele Frauen auf dem Weg einer Uni-
versitätskarriere aussteigen, trotz um-
fangreichen Gleichstellungsmassnah-
men. Grob gesagt, kamen Osterloh und
Rost auf der Basis einer Umfrage an der
UZH und der ETH zu dem Schluss, dass
Studentinnen bezüglich Karriere und
Familie in der Tendenz andere Präferen-
zen haben als Studenten. Je höher der
Frauenanteil in einem Studiengang,desto
höher die Familien- und desto schwächer
die Karriereorientierung.

Weiter stellten sie fest, dass sich die
befragten Frauen im Studium zwar nicht
als benachteiligt ansehen, sich aber den-
noch wegen des Geschlechts diskrimi-
niert fühlen. Und schliesslich: Frauen
bevorzugen häufiger als Männer einen
Partner mit mehr Einkommen. Die
«Sonntags-Zeitung», welche die Studie
im Mai zum Thema machte, setzte dazu
den Reiztitel: «Die meisten Studentin-
nen wollen lieber einen erfolgreichen
Mann als selber Karriere machen».

«Verbündete des Patriarchats»

Wer sich nicht in der akademisch-femi-
nistischen Blase bewegt, dürfte über die
Ergebnisse nicht übermässig erstaunt
gewesen sein, denn sie sind eigentlich
trivial. Sie bestätigen in den Grund-
zügen das, was andere Umfragen gezeigt
haben und was sich nicht zuletzt in der
gesellschaftlichen Realität widerspie-
gelt. Doch der Aufschrei in den interes-
sierten Kreisen war riesig.

Rasch meldeten sich Kritikerinnen aus
dem akademischen Betrieb zu Wort. Pro-
fessorinnen und Doktorandinnen fürch-
teten um das internationale Renommee
der ETH, Assistentinnen und Studentin-
nen sahen sich falsch dargestellt. Oster-
loh und Rost wurde Unwissenschaftlich-
keit vorgeworfen, die Studie sei manipu-
lativ, die Methoden seien mehr als frag-
würdig, die zutage gebrachten Befunde
würden falsch interpretiert.Auch ein paar
wenige Männer wagten sich aufs Kampf-
feld und gaben ihre Meinung kund,warum
die Studie erstens untauglich sei und zwei-
tens missverstanden werde.

Missstimmung gab es auch in den
einschlägigen politischen Kreisen. Die

grünliberale Gleichstellungslobbyistin
Kathrin Bertschy versuchte, der Wissen-
schafterin Katja Rost eine verdächtige
politische Haltung zu unterstellen, wäh-
rend die SP-Politikerin Tamara Funi-
ciello Frauen wie Margit Osterloh flugs
als Verbündete des Patriarchats einord-
nete, die dadurch Applaus und mediale
Aufmerksamkeit erhielten.

Die Medien beziehungsweise die
Journalisten, die «falsch» über die Um-
frage berichtet hatten, gerieten ebenfalls
in den Fokus der Empörung. ETH-Pro-
fessorinnen wandten sich in einem offe-
nen Brief an die betreffenden Zeitungs-
häuser, darunter die NZZ. Sie kritisier-
ten, dass die Journalisten über die Stu-
die geschrieben hätten, obschon diese
noch nicht wissenschaftlich begutachtet
worden sei, und zwar ohne Einholung
externer Expertise. Die Medien wurden
aufgerufen, die Ergebnisse differenziert
zu interpretieren und sich nicht auf die
«recht einseitigen» Aussagen der Auto-
rinnen abzustützen (die notabene am
besten über die detaillierten Befunde
ihrer eigenen Studie Bescheid wissen).

Auch im linken Lager organisierte
man sich. Die Gruppierung Campax,
die sich für Menschenrechte einsetzt –
worunter auch die Pressefreiheit fällt –,
lancierte eine Online-Petition gegen den
«Sensationsjournalismus» beziehungs-
weise gegen den unbotmässigen Jour-
nalisten der «Sonntags-Zeitung», «der
zwanghaft probiert, irgendwelche anti-
quierten Rollenbilder zu zementieren»,
und falsche Schlüsse aus der Studie ziehe.

Beispiele aus dem Ausland

So weit, so legitim.Doch derWiderspruch
gegen Rost und Osterloh schlägt lang-
sam eine Richtung ein, die man von un-
rühmlichen Beispielen ausländischer Uni-
versitäten her kennt und die man in der
Schweiz nicht haben möchte. So fordert
der Verband der Studierenden der UZH,
dass sich die Universitätsleitung vomArti-
kel in der «Sonntags-Zeitung» wie auch
von den Interviews, welche die Autorin-
nen gegeben haben, distanziere. Unter-
stützt werden sie von ihren organisier-
ten Kollegen an der ETH. Auch der Ver-

band der Schweizer Studierendenschaf-
ten ist jüngst auf den Zug aufgesprungen.
Man verurteile das «unverantwortliche
Vorgehen der Professorinnen und der
Medien» und verlangt,dass die UZH Stel-
lung zu den Ereignissen beziehe und «den
Fall aufarbeitet, um zukünftige Gegeben-
heiten dieser Art zu verhindern».

Der geballte Ärger dürfte auch da-
her rühren, dass die Untersuchung von
Osterloh und Rost den Sinn vieler der
zahlreichen Massnahmen für Gleich-
stellung, die heute an den Universitä-
ten (und darüber hinaus) ergriffen wer-
den, infrage stellt. Und nicht zuletzt geht
es auch um Geld, das an die Gleichstel-
lungsstellen verteilt wird und das nur
fliesst, wenn das Dogma der allgegen-
wärtigen Diskriminierung der Frauen
aufrechterhalten wird. So wollen die
organisierten Zürcher Studenten von
der Universität eine Zusicherung, dass
auch künftig «mindestens gleich viel
Geld» für Gleichstellung bereitgestellt
werde wie bis anhin.

Katja Rost empfindet die Dauer-
kritik, der sie und Osterloh ausgesetzt

sind, zwar als sehr unangenehm, sie ver-
sucht aber, das Ganze mit Humor zu
nehmen. Sie wolle sich deswegen nicht
in ihrer Forschung beschränken lassen.
Ein Grossteil ihrer Studentinnen und
Studenten stehe hinter ihr, sagt sie. Viel
Zuspruch komme auch von «mittelalten
Feministinnen, die für Gleichstellung,
aber nicht für Gleichmacherei» seien,
ebenso wie von Frauen in wirtschaft-
lichen Spitzenpositionen. Unterstüt-
zung erhalte sie auch von der Leitung
der Universität Zürich – schliesslich hat
diese den Auftrag für die Studie erteilt.

«Es ist letztlich eine kleine Gruppe,
die laut und aggressiv auftritt», sagt
Rost. «Aus der soziologischen For-
schung ist bekannt, dass sich manche
Meinungen in Gesellschaften lange hal-
ten können, obwohl die grosse Mehr-
heit nichts damit anfangen kann und
sie ablehnt. Der Grund liegt darin, dass
die grosse Mehrheit sich nicht mit die-
ser lauten Gruppe anlegen mag und des-
wegen die eigene Meinung zurückhält.
Das heisst, die kleine Minderheit domi-
niert die Debatte fast völlig, und mit der
Zeit wird es immer schwieriger, das zu
korrigieren.»

Doch vielleicht ist nun allmählich
der Kipppunkt erreicht. In diese Rich-
tung deuten zumindest zwei kürzlich ver-
öffentlichte repräsentative Umfragen
von Tamedia und «20 Minuten». Dar-
aus geht hervor, dass eine Mehrheit der
Bevölkerung Massnahmen zur Frauen-
förderung am Arbeitsplatz ablehnt. Der
grössteWiderstand gegen Quoten im Be-
ruf kommt von jungen Männern. Aber
auch ein Gutteil der Frauen, besonders
ältere, stehen der Förderung ihres eige-
nen Geschlechts skeptisch gegenüber.
Weiter zeigte sich, dass ein Grossteil der
Befragten auch die Verwendung der an
den Universitäten so beliebten «gender-
gerechten» Sprache ablehnt.

Podiumsdiskussion an der Uni

Vorläufiges Fazit nach vier Wochen Auf-
regung:Die «Studentinnen-Studie» wird
zumTestfall,wie es heute an den Schwei-
zer Universitäten um die Meinungsfrei-
heit und die Freiheit von Lehre und For-
schung steht. Und sie bietet die Chance,
die abgehobene akademische Gleichstel-
lungsdiskussion wieder auf den Boden zu
bringen. Das war zwar nicht das Ziel der
Autorinnen, könnte aber ihr Verdienst
werden. Mitte Juni ist eine Podiums-
diskussion an der Universität Zürich ge-
plant, an der Margit Osterloh und Katja
Rost auftreten werden.

Die Ruhe im Lichthof der Universität Zürich kontrastiert mit der hitzigen Debatte, welche die Studie ausgelöst hat. SIMON TANNER / NZZ
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